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noch unterdrückt, sondern vielmehr als kostbares Gut der 
Menschheit geschätzt werden; 

 3. erkennt an, dass jeder Mensch das Recht hat, am 
kulturellen Leben teilzuhaben und die Vorteile wahrzuneh-
men, die sich aus dem wissenschaftlichen Fortschritt und 
seinen Anwendungen ergeben; 

 4. bekräftigt, dass die internationale Gemeinschaft 
danach streben sollte, den Herausforderungen und Chancen 
der Globalisierung in einer Weise zu begegnen, die die Ach-
tung der kulturellen Vielfalt aller Menschen gewährleistet; 

 5. bekräftigt außerdem, dass der interkulturelle Dia-
log das gemeinsame Verständnis der Menschenrechte we-
sentlich bereichert und dass aus der Förderung und dem 
Ausbau der internationalen Kontakte und der Zusammenar-
beit auf kulturellem Gebiet wichtige Vorteile gezogen wer-
den können; 

 6. begrüßt es, dass die Weltkonferenz gegen Ras-
sismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und 
damit zusammenhängende Intoleranz die Notwendigkeit an-
erkannt hat, die Vorteile der Vielfalt innerhalb und zwischen 
allen Nationen zu achten und bestmöglich zu nutzen, wenn 
sie gemeinsam am Aufbau einer harmonischen und ertrag-
reichen Zukunft arbeiten, indem sie Werte und Grundsätze 
wie Gerechtigkeit, Gleichstellung und Nichtdiskriminierung, 
Demokratie, Fairness und Freundschaft, Toleranz und Re-
spekt innerhalb von und zwischen Gemeinwesen und Natio-
nen praktisch verwirklichen und fördern, insbesondere durch 
öffentliche Aufklärungs- und Bildungsprogramme, um das 
Bewusstsein und das Verständnis für die Vorteile der kultu-
rellen Vielfalt zu fördern, namentlich Programme, bei denen 
die Behörden Partnerschaften mit internationalen und nicht-
staatlichen Organisationen sowie anderen Teilen der Zivil-
gesellschaft eingehen; 

 7. erkennt an, dass die Achtung der kulturellen Viel-
falt und der kulturellen Rechte aller Menschen den Pluralis-
mus der Kulturen verstärkt und so zu einem breiteren Aus-
tausch von Wissen und zu einem besseren Verständnis der 
kulturellen Voraussetzungen beiträgt, die Anwendung und 
Ausübung der allgemein akzeptierten Menschenrechte über-
all auf der Welt fördert und weltweit den Aufbau stabiler 
freundschaftlicher Beziehungen zwischen den Völkern und 
Nationen begünstigt; 

 8. betont, dass die Förderung des kulturellen Plura-
lismus und der Toleranz auf nationaler, regionaler und inter-
nationaler Ebene wichtig ist, um eine stärkere Achtung der 
kulturellen Rechte und der kulturellen Vielfalt zu erreichen; 

 9. betont außerdem die Tatsache, dass Toleranz und 
Achtung der Vielfalt die allgemeine Förderung und den 
Schutz der Menschenrechte, einschließlich der Gleichstel-
lung von Mann und Frau und des Genusses aller Menschen-
rechte durch alle Menschen, erleichtern; 

 10. fordert alle auf internationaler Ebene tätigen Ak-
teure nachdrücklich auf, eine internationale Ordnung zu er-
richten, die auf Inklusivität, Gerechtigkeit, Gleichberechti-

gung und Gleichstellung, Menschenwürde, gegenseitigem 
Verständnis sowie der Förderung und Achtung der kulturel-
len Vielfalt und der universalen Menschenrechte beruht, und 
alle Ausgrenzungslehren zu verwerfen, die auf Rassismus, 
Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zu-
sammenhängender Intoleranz gründen; 

 11. fordert die Staaten nachdrücklich auf, sich zu 
bemühen, sicherzustellen, dass ihr politisches System und 
ihre Rechtsordnung die multikulturelle Vielfalt innerhalb ih-
rer Gesellschaften widerspiegeln, und gegebenenfalls ihre 
demokratischen Institutionen so zu verbessern, dass sie par-
tizipatorischer werden und die Marginalisierung, Ausgren-
zung und Diskriminierung bestimmter Teile der Gesellschaft 
vermeiden; 

 12. fordert die Staaten, die internationalen Organisa-
tionen und die Organisationen der Vereinten Nationen auf 
und bittet die Zivilgesellschaft, namentlich die nichtstaatli-
chen Organisationen, die kulturelle Vielfalt anzuerkennen 
und ihre Achtung zu fördern, um so die Ziele des Friedens, 
der Entwicklung und der allgemein akzeptierten Menschen-
rechte zu fördern; 

 13. ersucht den Generalsekretär, im Lichte dieser Re-
solution einen Bericht über Menschenrechte und kulturelle 
Vielfalt zu erstellen, der die Auffassungen der Mitgliedstaa-
ten, der zuständigen Organisationen der Vereinten Nationen 
und der nichtstaatlichen Organisationen sowie die in dieser 
Resolution enthaltenen Erwägungen im Hinblick auf die An-
erkennung und die Bedeutung der kulturellen Vielfalt zwi-
schen allen Völkern und Nationen der Welt berücksichtigt, 
und ihn der Generalversammlung auf ihrer siebenundfünf-
zigsten Tagung vorzulegen; 

 14. beschließt, diese Frage auf ihrer siebenundfünf-
zigsten Tagung unter dem Unterpunkt "Menschenrechtsfra-
gen, einschließlich anderer Ansätze zur besseren Gewährlei-
stung der effektiven Ausübung der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten" weiter zu behandeln. 

RESOLUTION 56/157 

Verabschiedet auf der 88. Plenarsitzung am 19. Dezember 2001, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/583/Add.2, Ziffer 109)345. 

_____________ 
345 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Afghanistan, Algerien, Andorra, Argentinien, 
Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Belarus, Belgien, 
Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Chile, Costa Rica, Côte d'Ivoire, 
Dänemark, Deutschland, Dominikanische Republik, Ecuador, ehemali-
ge jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, 
Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Guatemala, Haiti, Hon-
duras, Indien, Irland, Island, Italien, Japan, Kanada, Kroatien, Kuba, 
Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, 
Malta, Mauritius, Monaco, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Nor-
wegen, Österreich, Panama, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Repu-
blik Korea, Republik Moldau, Rumänien, San Marino, Schweden, Sier-
ra Leone, Slowakei, Slowenien, Spanien, Südafrika, Suriname, Thai-
land, Tschechische Republik, Tunesien, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Ve-
nezuela, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Verei-
nigte Staaten von Amerika und Zypern. 
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56/157. Beseitigung aller Formen der religiösen Intole-
ranz 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis darauf, dass sich alle Staaten nach der 
Charta der Vereinten Nationen verpflichtet haben, die all-
gemeine Achtung und Einhaltung der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten für alle ohne Unterschied nach Rasse, Ge-
schlecht, Sprache oder Religion zu fördern und zu festigen, 

 erneut erklärend, dass die Diskriminierung von Men-
schen auf Grund der Religion oder der Weltanschauung ei-
nen Affront gegen die Menschenwürde und eine Verleug-
nung der Grundsätze der Charta darstellt, 

 unter Hinweis auf Artikel 18 der Allgemeinen Erklä-
rung der Menschenrechte346, Artikel 18 des Internationalen 
Paktes über bürgerliche und politische Rechte347 und auf Zif-
fer 4 der Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen348, 

 in Bekräftigung ihrer Resolution 36/55 vom 25. No-
vember 1981, mit der sie die Erklärung über die Beseitigung 
aller Formen von Intoleranz und Diskriminierung auf Grund 
der Religion oder der Überzeugung verkündete, und feststel-
lend, dass 2001 der zwanzigste Jahrestag der Verabschie-
dung der Erklärung begangen wird, 

 betonend, dass das Recht auf Gedanken-, Gewissens-, 
Religions- und Weltanschauungsfreiheit von weitreichender 
und maßgebender Bedeutung ist und dass dieses Recht die 
Gedankenfreiheit in allen Angelegenheiten, die persönlichen 
Überzeugungen und das Bekenntnis zu einer Religion oder 
Weltanschauung mit einschließt, gleichviel ob allein oder in 
Gemeinschaft mit anderen, und in der Öffentlichkeit ebenso 
wie im Privatleben, 

 in Bekräftigung des Aufrufs der vom 14. bis 25. Juni 
1993 in Wien abgehaltenen Weltkonferenz über Menschen-
rechte an alle Regierungen, in Erfüllung ihrer internationalen 
Verpflichtungen und unter gebührender Berücksichtigung 
ihrer jeweiligen Rechtsordnung alle geeigneten Maßnahmen 
zu ergreifen, um der Intoleranz und damit zusammenhän-
gender Gewalt auf Grund der Religion oder der Weltan-
schauung, einschließlich Praktiken der Diskriminierung von 
Frauen und der Entweihung religiöser Stätten, entgegenzu-
wirken, in Anerkennung dessen, dass jeder Mensch das 
Recht auf Gedanken-, Gewissens-, Meinungs- und Reli-
gionsfreiheit hat349, 

 unterstreichend, dass der Bildung bei der Förderung 
der Toleranz und der Beseitigung der Diskriminierung auf 
Grund der Religion oder Weltanschauung eine wichtige Rol-
le zukommt, 

 mit dem Aufruf an alle Staaten, mit dem Sonderbericht-
erstatter der Menschenrechtskommission über Religions- 

_____________ 
346 Resolution 217 A (III). 
347 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. 
348 Siehe Resolution 55/2. 
349 A/CONF.157/24 (Teil I), Kap. III, Abschnitt II, Ziffer 22. 

und Weltanschauungsfreiheit zusammenzuarbeiten, um ihm 
die uneingeschränkte Wahrnehmung seines Mandats zu 
ermöglichen, 

 höchst beunruhigt darüber, dass es in vielen Teilen der 
Welt zu ernsten Fällen von Intoleranz und Diskriminierung 
auf Grund der Religion oder der Weltanschauung, ein-
schließlich Gewalthandlungen, Einschüchterungen und Nö-
tigungen, kommt, deren Beweggrund religiöse Intoleranz ist 
und die die Ausübung der Menschenrechte und Grundfrei-
heiten gefährden, 

 zutiefst besorgt darüber, dass zu den aus religiösen 
Gründen verletzten Rechten den Berichten des Sonderbe-
richterstatters zufolge unter anderem das Recht auf Leben 
gehört, ferner das Recht auf körperliche Unversehrtheit und 
persönliche Freiheit und Sicherheit, das Recht der freien 
Meinungsäußerung, das Recht, nicht der Folter oder einer 
anderen grausamen, unmenschlichen oder erniedrigenden 
Behandlung oder Strafe unterworfen zu werden, und das 
Recht, nicht willkürlich festgenommen oder inhaftiert zu 
werden350, 

 die Auffassung vertretend, dass daher zur Förderung 
und zum Schutz des Rechts auf Gedanken-, Gewissens-, Re-
ligions- und Weltanschauungsfreiheit und zur Beseitigung 
aller Formen von Hass, Intoleranz und Diskriminierung auf 
Grund der Religion oder der Weltanschauung weitere An-
strengungen geboten sind, wie dies auch auf der vom 
31. August bis 8. September 2001 in Durban (Südafrika) ab-
gehaltenen Weltkonferenz gegen Rassismus, Rassendiskri-
minierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammen-
hängende Intoleranz betont wurde, 

 1. erklärt erneut, dass die Gedanken-, Gewissens-, 
Religions- und Weltanschauungsfreiheit ein Menschenrecht 
ist, das sich aus der angeborenen Würde der menschlichen 
Person herleitet und das allen Menschen ohne Diskriminie-
rung gewährleistet ist; 

 2. fordert die Staaten nachdrücklich auf, sicherzu-
stellen, dass ihre Verfassungs- und Rechtsordnung wirksame 
Garantien für die Gedanken-, Gewissens-, Religions- und 
Weltanschauungsfreiheit vorsieht, einschließlich wirksamer 
Rechtsbehelfe in Fällen, in denen das Recht auf Gedankens-, 
Gewissens-, Religions- oder Weltanschauungsfreiheit ver-
letzt wurde; 

 3. fordert die Staaten außerdem nachdrücklich auf, 
insbesondere sicherzustellen, dass niemand, der ihrer Herr-
schaftsgewalt untersteht, auf Grund seiner Religion oder 
Weltanschauung des Rechts auf Leben oder des Rechts auf 
persönliche Freiheit und Sicherheit beraubt oder der Folter 
oder willkürlicher Festnahme oder Inhaftnahme unterworfen 
wird; 

 4. fordert die Staaten ferner nachdrücklich auf, in 
Übereinstimmung mit den internationalen Menschenrechts-
normen alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um 

_____________ 
350 Siehe E/CN.4/1994/79, Ziffer 103. 
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Hass, Intoleranz und Gewalthandlungen, Einschüchterungen 
und Nötigungen zu bekämpfen, deren Beweggrund Intole-
ranz auf Grund der Religion oder Weltanschauung ist, unter 
besonderer Beachtung der Angehörigen religiöser Minder-
heiten, und ihr besonderes Augenmerk auf Praktiken zu rich-
ten, die die Menschenrechte von Frauen verletzen und Frau-
en diskriminieren; 

 5. betont, dass, wie der Menschenrechtsausschuss 
unterstrichen hat, Einschränkungen der Freiheit, sich zu ei-
ner Religion oder Weltanschauung zu bekennen, nur zuläs-
sig sind, wenn die Einschränkungen gesetzlich vorgesehen, 
zum Schutz der öffentlichen Sicherheit, Ordnung, Gesund-
heit oder Sittlichkeit oder der Grundrechte und Grundfreihei-
ten anderer erforderlich sind und in einer Weise angewandt 
werden, die das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Reli-
gionsfreiheit nicht beeinträchtigt; 

 6. fordert die Staaten nachdrücklich auf, sicherzu-
stellen, dass die Mitglieder der mit der Rechtsdurchsetzung 
beauftragten Organe und das Militär, Beamte, Lehrkräfte 
und sonstige Angehörige des öffentlichen Dienstes bei der 
Wahrnehmung ihrer amtlichen Aufgaben unterschiedliche 
Religionen und Weltanschauungen achten und Personen, die 
sich zu anderen Religionen oder Weltanschauungen beken-
nen, nicht diskriminieren und dass jede erforderliche und ge-
eignete Aufklärung oder Schulung bereitgestellt wird; 

 7. fordert alle Staaten auf, wie in der Erklärung über 
die Beseitigung aller Formen von Intoleranz und Diskrimi-
nierung auf Grund der Religion oder der Überzeugung351 
vorgesehen, das Recht aller Personen anzuerkennen, im Zu-
sammenhang mit einer Religion oder Weltanschauung Kult-
handlungen vorzunehmen oder sich zu versammeln sowie 
eigene Stätten dafür einzurichten und zu unterhalten; 

 8. verleiht ihrer ernsten Besorgnis über alle Angrif-
fe auf religiöse Orte, Stätten und Heiligtümer Ausdruck und 
fordert alle Staaten auf, im Einklang mit ihren innerstaatli-
chen Rechtsvorschriften und in Übereinstimmung mit den 
internationalen Menschenrechtsnormen alles zu tun, um si-
cherzustellen, dass diese Orte, Stätten und Heiligtümer voll 
geachtet und geschützt werden, und in Fällen, in denen sie 
für eine Entweihung oder Zerstörung anfällig sind, zusätzli-
che Maßnahmen zu ergreifen; 

 9. ist sich dessen bewusst, dass Gesetze allein nicht 
ausreichen, um Verletzungen der Menschenrechte, ein-
schließlich des Rechts auf Freiheit der Religion oder Welt-
anschauung, zu verhindern, und dass es für die volle Ver-
wirklichung der Ziele der Erklärung unerlässlich ist, dass 
Personen und Gruppen Toleranz üben und niemanden dis-
kriminieren, und bittet in diesem Zusammenhang die Staa-
ten, die religiösen Organisationen und die Zivilgesellschaft, 
auf allen Ebenen Dialoge zu führen, um mehr Toleranz, 
Achtung und Verständnis der Freiheit der Religion oder der 
Weltanschauung zu fördern und durch das Bildungssystem 
_____________ 
351 Siehe Resolution 36/55. 

und auf anderen Wegen Verständnis, Toleranz und Achtung 
in mit der Religions- oder Weltanschauungsfreiheit zusam-
menhängenden Fragen zu festigen und zu fördern;  

 10. nimmt mit Dank Kenntnis von dem Zwischenbe-
richt des Sonderberichterstatters der Menschenrechtskom-
mission über Religions- und Weltanschauungsfreiheit352 und 
befürwortet seine anhaltenden Bemühungen, mit den Be-
stimmungen der Erklärung unvereinbare Vorfälle und staat-
liche Maßnahmen in allen Teilen der Welt zu untersuchen 
und gegebenenfalls Abhilfemaßnahmen zu empfehlen; 

 11. legt den Regierungen nahe, ernsthaft die Mög-
lichkeit zu prüfen, den Sonderberichterstatter in ihre Länder 
einzuladen, damit er sein Mandat noch wirksamer erfüllen 
kann; 

 12. begrüßt die von Regierungen und nichtstaatlichen 
Organisationen ergriffenen Initiativen zur Zusammenarbeit 
mit dem Sonderberichterstatter, namentlich die Veranstal-
tung der Internationalen Beratungskonferenz über Schulbil-
dung im Zusammenhang mit Religions- und Weltanschau-
ungsfreiheit, Toleranz und Nichtdiskriminierung vom 23. bis 
25. November 2001 in Madrid, für die den Regierungen, den 
nichtstaatlichen Organisationen und den sonstigen interes-
sierten Parteien eine aktive Beteiligung nahe gelegt wurde; 

 13. legt den Regierungen nahe, wenn sie um die Un-
terstützung des Programms der Vereinten Nationen für Bera-
tende Dienste und technische Hilfe auf dem Gebiet der Men-
schenrechte nachsuchen, gegebenenfalls auch zu erwägen, 
um Hilfe auf dem Gebiet der Förderung und des Schutzes 
des Rechts auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit 
zu ersuchen; 

 14. begrüßt und ermutigt die Anstrengungen, die die 
nichtstaatlichen Organisationen und die religiösen Organisa-
tionen und Gruppen nach wie vor unternehmen, um die 
Verwirklichung und Verbreitung der Erklärung zu fördern, 
und bestärkt sie in ihren Bemühungen, die Religions- und 
Weltanschauungsfreiheit zu fördern und auf Fälle der reli-
giösen Intoleranz, der Diskriminierung und der Verfolgung 
aufmerksam zu machen; 

 15. ersucht die Menschenrechtskommission, ihre Prü-
fung der Maßnahmen zur Verwirklichung der Erklärung 
fortzusetzen; 

 16. ersucht den Generalsekretär, sicherzustellen, dass 
der Sonderberichterstatter die für die Erfüllung seines Man-
dats notwendigen Ressourcen erhält; 

 17. beschließt, die Frage der Beseitigung aller For-
men der religiösen Intoleranz auf ihrer siebenundfünfzigsten 
Tagung unter dem Punkt "Menschenrechtsfragen" zu behan-
deln, und ersucht den Sonderberichterstatter, der General-
versammlung einen Zwischenbericht zu der Frage vorzule-
gen.  
_____________ 
352 Siehe A/56/253. 
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